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Gesetzestextänderungen bzw. -einfügungen sind gelb markiert. 

 

Artikel 17e: Änderung des Heilpraktikergesetzes 

 

§ 2 Absatz 1 des Heilpraktikergesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2122-

2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Oktober 

2001 (BGBl. I S. 2702) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 

„(1) Wer die Heilkunde, ohne als Arzt bestallt zu sein, bisher berufsmäßig nicht ausgeübt hat, kann 

eine Erlaubnis nach § 1 in Zukunft nach Maßgabe der gemäß § 7 erlassenen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften erhalten, die insbesondere Vorgaben hinsichtlich Kenntnissen und 

Fähigkeiten als Bestandteil der Entscheidung über die Erteilung der Erlaubnis enthalten sollen.“ 

 

 

Artikel 17f: Änderung der Ersten Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz § 2 Absatz 

1 der Ersten Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Gliederungsnummer 2122-2-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 2 der 

Verordnung vom 4. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4456) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Buchstabe i wird wie folgt gefasst: 

 

„i) wenn sich aus einer Überprüfung der Kenntnisse und Fähigkeiten des Antragstellers durch das 

Gesundheitsamt, die auf der Grundlage von Leitlinien zur Überprüfung von Heilpraktikeranwärtern 

durchgeführt wurde, ergibt, dass die Ausübung der Heilkunde durch den Betreffenden eine Gefahr für 

die Gesundheit der Bevölkerung oder für die ihn aufsuchenden Patientinnen und Patienten bedeuten 

würde.“ 

 

2. Die folgenden Sätze werden angefügt: 

 

„Das Bundesministerium für Gesundheit macht Leitlinien zur Überprüfung von Heilpraktikeranwärtern 

bis spätestens zum 31. Dezember 2017 im Bundesanzeiger bekannt. Bei der Erarbeitung der 

Leitlinien sind die Länder zu beteiligen.“ 

 

 

Artikel 18: Inkrafttreten 

Artikel 17f Nummer 1 tritt drei Monate nach Bekanntmachung der Leitlinien zur Überprüfung von 

Heilpraktikeranwärtern in Kraft. Das Bundesministerium für Gesundheit gibt den Tag des Inkrafttretens 

im Bundesgesetzblatt bekannt. 

 

 

  



Bericht zu den Vorlagen 

 

 

Zu Artikel 17e (Heilpraktikergesetz) 

In der 89. Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Gesundheit der 

Länder haben diese festgestellt, dass die Anforderungen an die Erlaubniserteilung nach dem 

Heilpraktikerrecht nicht mehr den Qualitätserfordernissen genügen, die aus Gründen des 

Patientenschutzes an die selbständige Ausübung der Heilkunde zu stellen sind, und das 

Bundesministerium für Gesundheit aufgefordert, die Leitlinien zur Überprüfung der 

Heilpraktikeranwärter zu überarbeiten und gegebenenfalls auszuweiten, um einerseits dem 

Patientenschutz besser gerecht werden und andererseits bessere Voraussetzungen für die 

Einheitlichkeit der Kenntnisüberprüfungen schaffen zu können. 

Das Bundesministerium für Gesundheit hatte am 2. September 1992 „Leitlinien für die Überprüfung 

von Heilpraktikeranwärtern gemäß § 2 Absatz 1 Buchstabe i der Ersten Durchführungsverordnung 

zum Heilpraktikergesetz“ veröffentlicht, die gemeinsam mit den Ländern erarbeitet worden waren. Bis 

heute erfolgt die Überprüfung auf der Grundlage dieser Leitlinien, ohne dass sie eine Grundlage im 

Heilpraktikerrecht haben. 

Eine Verankerung der Leitlinien in den bundesrechtlichen Regelungen würde ihren 

Verbindlichkeitscharakter erhöhen. Eine Überarbeitung sollte daher nicht ohne entsprechende 

gesetzliche Begleitung erfolgen. Dem dient die vorgesehene Änderung des § 2 Absatz 1 des 

Heilpraktikergesetzes. 

 

 

Zu Artikel 17f (Erste Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz) 

 

Zu Nummer 1 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat am 2. September 1992 „Leitlinien für die Überprüfung von 

Heilpraktikeranwärtern gemäß § 2 Absatz 1 Buchstabe i der Ersten Durchführungsverordnung zum 

Heilpraktikergesetz“ veröffentlicht, die gemeinsam mit den Ländern erarbeitet worden waren. Bis 

heute erfolgt die Überprüfung auf der Grundlage dieser Leitlinien, ohne dass sie eine Grundlage im 

Heilpraktikerrecht haben. 

In der 89. Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Gesundheit der 

Länder haben diese festgestellt, dass die Anforderungen an die Erlaubniserteilung nach dem 

Heilpraktikerrecht nicht mehr den Qualitätserfordernissen genügen, die aus Gründen des 

Patientenschutzes an die selbständige Ausübung der Heilkunde zu stellen sind, und das 

Bundesministerium für Gesundheit aufgefordert, die Leitlinien zur Überprüfung der 

Heilpraktikeranwärter zu überarbeiten und gegebenenfalls auszuweiten, um einerseits dem 

Patientenschutz besser gerecht werden und andererseits bessere Voraussetzungen für die 

Einheitlichkeit der Kenntnisüberprüfungen schaffen zu können. 

Das macht es auch erforderlich, den Verbindlichkeitscharakter der Leitlinien zu erhöhen. Dem dient 

die vorgesehene Neufassung des § 2 Absatz 1 Buchstabe i der Ersten Durchführungsverordnung zum 

Heilpraktikergesetz. Eine zusätzliche Verbindlichkeit soll dadurch erreicht werden, dass sich die 

Gefahrenabwehrprüfung nicht mehr nur auf den Gesundheitsschutz der Bevölkerung bezieht, sondern 

gezielt auch die einzelnen Patientinnen und Patienten, die den Heilpraktiker aufsuchen, in den Blick 

nimmt. 

 

Zu Nummer 2 

Bei der Erarbeitung der Leitlinien sind die Länder zu beteiligen. Ihre Veröffentlichung erfolgt im 

Bundesanzeiger spätestens bis zum 31. Dezember 2017. Damit soll eine zeitnahe Überarbeitung der 

Leitlinien erreicht werden. 


